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Nordkurier - Neubrandenburger Zeitung Stargard

(Hauptausgabe) | 08.10.2025

Staatsaufträge sollen einfacher an Wirtschaft vergeben
werden

In MV sollen künftig auch größere Aufträge der öffentlichen Hand ohne lange Verfahren

vergeben können, fordert zumindest die CDU. Steht der Tarifschutz auf der Kippe?

SchwerinSchnelle Eingänge im Order-

buch: Unternehmen in MV sollen künf-

tig auch größere Staatsaufträge im

Wert mehrerer Hunderttausend Euro

ohne große Vergabeverfahren erhalten

können. Die CDU-Landtagsfraktion will

dazu heute einen Gesetzentwurf zur

Reform des 2023 in MV in Kraft ge-

tretenen Tariftreue- und Vergabegeset-

zes auf den Weg bringen. Damit soll-

ten Investitionen beschleunigt werden,

so CDU-Fraktionschef Daniel Peters im

Vorfeld der Landtagsdebatte. Es brau-

che schnellere Verfahren, um das vom

Bund angekündigte Sondervermögen

auch schnell einsetzen zu können - für

die Sanierung der Verkehrswege, für

Schulen oder Investitionen in die Digi-

talisierung.

Mehr Tempo bei

der Auftragsvergabe

So wolle der Bund mit der geplan-

ten Reform des Bundesvergaberechts

die öffentliche Beschaffung einfacher,

schneller und mittelstandsfreundlicher

gestalten. Auch Mecklenburg-Vorpom-

mern stehe vor der Aufgabe, Investitio-

nen insbesondere aus dem Sonderver-

mögen für Infrastruktur und Klimaneu-

tralität zügig umzusetzen und den ho-

hen Verwaltungsaufwand bei kleineren

Beschaffungsvorgängen zu reduzieren,

begründete Peters.

Dem Entwurf zufolge sollen dafür u.

a. die Wertgrenzen deutlich angeho-

ben werden – für Bauleistungen von

50.000 Euro auf 500.000 Euro, für Lie-

fer-, Dienst- und freiberufliche Leistun-

gen von 10.000 Euro auf 100.000 Eu-

ro. Zudem sollen Direktaufträge verein-

facht und die Wertgrenzen für Bauleis-

tungen auf 150.000 Euro und Dienst-

leistungsaufträge auf 100.000 Euro er-

höht werden. Außerdem sollen die

Regelungen für freihändige Vergaben

und beschränkte Ausschreibungen ge-

lockert werden. Die Auftragsvergabe

müsse „mehr Tempo aufnehmen“, for-

derte Peters.

Mit der Reform könne den Unterneh-

men aus MV der Zugang zu öffentli-

chen Aufträgen erleichtert, die Verga-

be beschleunigt und lange Auftrags-

verfahren vermieden werden. Die hät-

ten in der Vergangenheit dazu geführt,

dass sich zahlreiche Unternehmen an-

gesichts des Aufwandes von vornher-

ein nicht an öffentlichen Aufträgen be-

teiligt hätten. Die Gesetzesinitiative sei

Teil eines Vorschlagspakets wirtschafts-

fördernder Maßnahmen, die die CDU-

Landtagsfraktion am Mittwoch vorle-

gen wolle, kündigte Peters an.

Die Pläne kommen in der Wirtschaft gut

an: Alles, was die Auftragsvergabe er-

leichtere, sei zu begrüßen, erklärte Sven

Müller, Chef der Vereinigung der Un-

ternehmensverbände MV (VU). Die vor-

geschlagene Anhebung der Schwellen-

werte bei der Vergabe öffentlicher Auf-

träge helfe den Unternehmen, in MV

an Aufträge zu kommen und die Ar-

beit im Land zu halten, meinte Jörn-

Christoph Jansen, Chef des Bauverban-

des MV: „Das setzt die Konjunktur gera-

de für kleinere Firmen in Gang.“ So sei-

en die Kommunen besser in der Lage,

Aufträge ohne umständliches Vergabe-

verfahren auch in der Region zu erge-

ben.

SPD und Gewerkschaften lehnen die

CDU-Pläne vehement ab: Sie fürchten

einen Angriff auf das vor Monaten

von Rot-Rot beschlossene Tariftreuege-

setz, das bei Staatsaufträgen tarifglei-

che Lohn- und Arbeitsbedingungen ver-

langt. Der Entwurf sei der Versuch,

die Tariftreue „durch die Hintertür aus-

zusetzen“, kritisierte Christian Winter,

wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-

Landtagsfraktion. Auch die SPD plädie-

re für die Anhebung der Wertgrenzen,

um mit Blick auf das Sondervermögen

die Auftragsvergabe zu beschleunigen.

Dafür sei in MV bereits eine entspre-

chende Bundesratsinitiative gestartet

worden. Mit dem CDU-Vorschlag wür-

den allerdings auch die Wertgrenzen

für die Tariftreue angehoben werden,

sodass bei vielen anstehenden Verga-

ben die Bezahlung nach Tarif keine Rol-

le mehr spielen würde. Das sei mit der

SPD nicht zu machen: Winter: „Wer öf-

fentliche Aufträge haben will, muss sei-

nen Mitarbeitern Tarif- oder tarifglei-

chen Lohn bezahlen. Dabei bleibt es

auch.“

Gewerkschaften

drängen auf faire Löhne

Kritik auch vom Deutschen Gewerk-

schaftsbund (DGB): Mit den Gesetzes-

plänen solle das Tariftreue- und Ver-

gabegesetz ausgehebelt werden, lehn-

te DGB-Landeschefin Laura Pooth die

Initiative ab. Mit dem Vorhaben der

sei niemandem geholfen, auch der

Wirtschaft nicht. Wirtschaftliche Stär-

ke entstehe dort, wo Menschen ausrei-

chend verdienten, meinte Pooth: „Nur

wer einen fairen Lohn erhält, kann

sich einen Restaurantbesuch, das loka-

le Handwerk oder einen Friseurtermin

leisten.“ Bislang summierten sich die

Kaufkraftverluste durch die mangelnde

Tarifbindung in MV DGB-Angaben zu-

folge aber auf mehr als 1,2 Milliarden

Euro jährlich.
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Sollen leichten und zügiger vergeben werden können: Staatsaufträge

für die Wirtschaft in MV
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